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Einleitung

Im neuen Millennium ist in der Bundesrepublik Deutschland eine sehr strittige
Debatte zum Gender Mainstreaming (GM) entbrannt. »Für die neue Politikme-
thode gibt es gute gesellschaftliche und ökonomische Argumente: sie verspricht
mehr Wirksamkeit« (Weg 2001,4). So optimistisch wie die bekannte Frauenpoli-
tikerin Marianne Weg urteilen nicht wenige ProtagonistInnen aus dem sozialde-
mokratischen, grünen und alternativen Spektrum, die sich zum Ziel gesetzt ha-
ben, die Verwaltungsbehörden in llund und Ländern unter geschlechteregalitären
Gesichtspunkten zu demokratisieren.

Eine Novität ist, daß sich erstmals männliche Wissenschaftler in der Gender-
Debatte zur Wort melden. Sie begrüßen GM als ein innovatives Konzept, daß der
Geschlechtergleichstellung einen neuen Schub verleihen könne, weil auch Män-
ner als Adressaten und Akteure dieses Politikansatzes gesehen würden. »Nur wenn
Männer in Gleichstellung einen Gewinn fiir sich selber sehen, werden sie diese
wirklich unterstützen.« Der Soziologe Stephan Hyöng sieht GM als »ein Konzept,
mit dem systematisch geschlcchtsbezogene Benachteiligungen aufgespürt werden
können. Es ist ergebnisoffen Hir die verschiedensten llenachteiligungen der ver-
schiedensten Gruppen« (Hyöng 2001,1).

Eher kritische Stimmen zum GM sind in der Zeitschrift »Forurn Wissenschaft«
des Bundes demokratischer Wissenschaftlerlnnen versammelt, die im April 2001
ein lesenswertes Sonderheft zum Thema »Gender Mainstreaming - Alles Gute
kommt von oben?« mit Beiträgen von llrigitte Young, Christina Thünner-Rohr
und anderen herausgegeben hat. Und auch auf der von der Rosa-Luxemburg-
Stiftung in llerlin im Mai 2001 veranstalteten Tagung »Gendennainstreaming -
Abschaffung, Umdeutung oder Aufwertung der Frauenpolitik?« war der Tenor
der Diskussionsbeiträge eher skeptisch.

Gender mainstreaming ein doppelbödiges Konzept

Hier soll diese These vertreten werden, daß »GM« als Leitorientierung und Idee
nicht einfach innovativ und zeitgemäß ist, sondern - so wie es heute aussieht - ein
recht doppelbödiges Konzept mit Haken und Ösen, mit Chancen und Risiken ist,
das sehr unterschiedlich gelesen werden kann. Der GM-Ansatz stellt m. E. ein
von Widersprüchen und widersprüchlichen Erwartungen durchzogenes gesellschaft-
liches Kampffeld dar. Meine Überlegungen zur GM-Politik gehen in drei Rich-
tungen:
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Erstens: Wo kommt die »GM«-Losung her, was ist neu gegenüber den bisheri-
gen gleichstellungspolitischen Ansätzen auf nationaler und internationaler Ebene.
Was kann sie leisten, was nicht? Zunächst werde ich daher den ökonomischen
Entstehungshintergrund dieser Strategie ausleuchten, denn GM ist von seiner
Herkunft ein in den USA entwickeltes betriebliches Fühnmgskonzept namens
>}Managing-Diversity«, dem es primär um Wettbewerbsvorteile durch bessere
Nutzung der »humanen Ressourcen« des Unternehmens geht. Von Demokrati-
sierung des Betriebes, geschweige Geschlechterdernokratie war bei seinen Urhe-
bern nie die Rede.

Im zweiten Schritt wird die Übernahme und Adaption dieses Konzepts durch
supranationale Organisationen nachgezeichnet. Denn es ist ja nicht uninteressant,
daß es gerade supranationale Machtzentren des Kapitalismus waren - wie die
Weltbank und die EU-Kommission - die von ihrer eigenen Organisationsstruktur
und gesellschaftspolitischen Zielsetzung nicht gerade als Vorhut demokratischer
und sozialstaatlicher Bewegung bekannt sind und darüber hinaus auch noch heute
vergleichsweise geschlossene Männerbastionen darstellen, die als wichtige Impuls-
geber der GM-Debatte auftreten.

Im dritten Teil geht es mir dannn, erste Erfahrungen bei der Umsetzung des
GM-Konzept in der europäischen Arbeitsmarktpolitik zu beleuchten und dabei
der Frage nachzugehen, ob und welche Gruppen von Frauen von diesem Kon-
zept Nutzen ziehen könnten und welche nicht.

Ursprung und Herkunft der »Gender Mainstreaming«-Strategie

Wie oben gesagt basiert GM auf einem in den 80er Jahren in den USA entwickel-
ten Konzept der Organisationsentwicklung namens »Managing Diversity« oder
»multikulturelles Unternehmen«. Die dem Konzept zugrundeliegende Überzeu-
gung heißt: Eine ethnisch und geschlechtlich vielLiltig zusammengesetzte Beleg-
schaft kann ein wichtiger Wettbewerbs vorteil sein. »Managing Diversity« als kom-
plexes personalpolitisches Maßnahmenbündel der Unternehmensleitung proklamiert
insofern Chancengleichheit aller Belegschaftsmitglieder - unabh;ingig vom Ge-
schlecht oder ethnischen Zugehörigkeit - mit dem Ziel, betriebliche Bedingun-
gen herzustellen, in denen alle Beschäftigten ihre Leistungsbereitschaft uneinge-
schränkt entwickeln (Krell 2000, 29).

Es geht bei »Managing Diversity« (MD) um top-down Management, d. h. um
ein neues Instrument der Personalfi.ihrung, das die vorhandenen Human-Res-
sourcen besser tlir das Unternehmen/ die Verwaltung erschließen will. Entwick-
lungsbedarf wird nicht oder nicht in erster Linie mit Blick auf die weiblichen
Beschättigten gesehen, sondern angezielt wird prioritär ein Wandel der Organ isa-
tionskultur. Die betriebliche Umgebung soll sich nicht (mehr) an den Interessen
des weißen Mittelstandsmannes ausrichten, sondern den Bedürfnissen aller Be-
sch;iftigten Rechnung tragen. Von UnternehmensberaterInnen werden eine gan-
ze Reihe von Wettbewerbsvorteilen angeftihrt, die solche »multikulturell« ge-
fiihrten Betriebe vor sogenannten »monokulturellen« Organisationen auszeichnen:
• In dem Maße, in dern die Belegschaften in Organisationen nach Geschlecht

und ethnischer Herkunft zwangsläufig vieWiltiger werden, wirke eine schlechte
bzw. mißlungene Integration kostensteigernd (Kostenargument).
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• Organisationen mit einem guten Rufin Sachen MD h;itten optimale Chancen,
im Wettbewerb um das Potential der Frauen und ethnischen Minderheiten die
qualifiziertesten Arbeitskräfte zu gewinnen (Personalmarketing-Argurnent).

• Eine größere Perspektivenvielült innerhalb der Belegschaft erhöhe die Kreati-
vität (Kreativitäts-Argurnent).

• Monokulturelle Organisationen seien eher ver;inderungsresistent. Im Gegen-
satz dazu versprechen multikulturelle Organisationen die in Zeiten großer
Umweltveränderungen erforderliche Flexibilität (Systemt1exibilitäts-Argument).
(Cox/ Blake 19!)1: 47 zit. nach Krelll!)!)7, 62).

Dern MD-Konzept liegt eine überaus hanllonistische marktliberale Philosophie
zugrunde. Was gut für die Organisation ist, ist auch rur die Beschäftigten gut. Es
ist ein Personalkonzept, in dem es nur Gewinner und keine Verlierer gibt, ein
sogenannter »win-win-Ansatz« . Die Organisation als Ganze gewinnt, die Frauen
gewinnen, die Männer gewinnen. Interessengegensätze zwischen Kapital und Ar-
beit gibt es in diesem Denkansatz ebensowenig, wie verfestigte Verteilungsunge-
reehtigkeiten zwischen den Geschlechtern. Im gleichberechtigten Zusammenar-
beiten der Geschlechter werden vielLiltige Verbesserungsreserven fiir den lletrieb,
mehr Innovation und insgesamt verbesserte Mitarbeitermotivation veranschlagt.
Frauen als bisher oft verschleuderte Begabungsreserve werden nun dank ihrer
emotionalen und sozialen Kompetenzen als wichtiges Integrationspotential, aber
auch als Verbündete des Managements bei der Durchsetzung t1exiblerFonnen der
Arbeitszeitgestaltung gesehen.

Quintessenz: Das aufgeschlossene und rational handelnde Management wäre
gut beraten, die überkommene Geschlechter- und Rassenspaltung im Betrieb zu
überwinden, so daß alle Potentiale voll im unternehmerischen Interesse und dies
gerade unter härteren Efiizienzkriterien und veränderten globalen Marktbedin-
gungen zum Einsatz gebracht werden können. Soweit das Management-Konzept
»Managing Diversity(' (Krelll!)97, 62 und Kre1l2000, 30).

Anpassung des Konzepts auf europäische Rahmenbedingungen

Welche ökonomischen und politischen Hinter g;ründe gab es nun daftir, daß die
EU-Kommission Mitte der 90er Jahre diesen Managementansatz adaptierte und
unter dem Namen »Gender Mainstreaming« als drittes Konzept der Chancen-
gleichheit der Geschlechter nach »Glcichbehandlung« (70er und 80 Jahre) und
»Positiver Diskriminierung« (80er und 90er Jahre) propagierte?

Man geht wohl nicht fehl, den neuen Anlauf in der Chancengleichheitspolitik
als eine Form der Resonanz der europäischen Behörden auf den anwachsenden
weiblichen Skeptizismus gegenüber dem Projekt Europäische Einigung anzuse-
hen. Denn überraschenderweise war es das zweite Geschlecht, das zunächst in den
Referenden des Jahres 1992 europäische Politik gemacht hatte, in dem es maß-
geblich zunächst in Dänemark den Maastrichter Vertrag und dann in der Schweiz
den EWR-Vertrag zu Fall brachte und damit die schwelende Demokratiefrage in
der Union spektakulär auf die Tagesordnung setzte. Was die Medien kaum einer
Erwähnung wert fanden, ist dabei ein höchst interessanter Sachverhalt. In nahezu
allen europäischen Ländern stehen Frauen dem »Projekt Maastricht« deutlich skep-
tischer gegenüber als der männliche Teil der Bevölkerung. Diese tiefe Skepsis der
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Frauen kam 1994 auch in dem norwegischen Referendum und in vielen EuroBa-
rometer-Umfragen zum Ausdruck. Nur 28 Prozent der befragten europäischen
Frauen hielten z.B. 1996 das Konzept Binnenmarkt und den Euro fiir eine gute
Idee. An keiner öffentlich-politischen Frage scheiden sie die Geschlechter so deutlich
wie an der Europafrage.

Die EU-Kommission hat daraus ihre Schlußfolgerungen gezogen: Zunächst
sind Frauen in einer Expertise (Le Clerg- Bericht 1993) als wichtige Zielgruppe
identifiziert worden, bald darauf sind zu einer »prioritären Zielgruppe« der euro-
päischen Kommunikationspolitik avanciert. In Zusammenhang mit den Vorbe~
reitungen der Pekinger UN-Konferenz im Jahr 1995 und verstärkten Kontakten
zur entwicklungspolitisch ausgerichteten internationalen Frauenszene wurde der
Begriff »Gender mainstreaming« gefunden und übernommen (Braunmühl 2000,
140). Erklärtes Ziel der europäischen Kommission war es, mit dem neuen Ansatz
- der so wohl tönende Begriffe wie Partizipation und Transparenz nutzt - eine
»neue Partnerschaft« zwischen europäischer Kommission und frauenpolitischer Basis
in den Ländern zu begründen und damit zum Abbau des Demokratiedefizits bei-
zutragen. Insofern ist die GM-Politik der EU-Behörden - obwohl sie sich der
Bezeichnung nach an beide Geschlechter richtet - eine speziell auf die Zielgruppe
»Frauen« zugeschnittene Konsensstrategie, ein Politikansatz, mit dem man »Ver-
trauen zurückgewinnen will« (Schunter-Kleemann 1993, 471).

Das Prinzip des GM wurde zum erstenmal 1996 in einer Mitteilung der Kom-
mission mit dem Titel »Einbindung der Chancengleichheit in sämtliche politische
Konzepte und Maßnahmen der Gemeinschaft« als innovative Handlungsorientie-
rung fur alle Gemeinschaftsbehörden zur Debatte gestellt (Europäische Kommis-
sion 1996). Begründet wurde die neue Maxime zunächst einmal damit, daß sich
gleichstellungspolitisch vorher zu wenig bewegt habe. Wie der ehemalige EU-
Kommissar Flynn sagte, sollte GM der Tatsache Anerkennung schaffen, daß »...
trotz der wachsenden Präsenz der Frauen auf dem Arbeitsmarkt, die Unterschiede
zwischen Männern und Frauen in Bezug auf Beschäftigungsmöglichkeiten, Ent-
lohnung und Arbeitsbedingungen nach wie vor gravierend sind und sich in eini-
gen Fällen sogar verschlimmert haben« (Flynn 1998, 1).

Aus der Perspektive der Kommission soll die Bezeichnung »GM« demnach
zum Ausdruck bringen, daß der Gedanke der Chancengleichheit der Geschlech-
ter nun nicht mehr nur ein Randthema, sondern als eine »Hauptströmung«, als
»mainstream« der europäischen Politik anzusehen ist. Im 1997 verabschiedeten
Unionsvertrag von Amsterdam wurden übrigens gleich zwei explosive Themen
zum »mainstream« der europäischen Politik erhoben. Nicht nur die »Geschlech-
terfrage« - so lautet jetzt der Anspruch - sondern auch die Umwdtfrage sollten
fortan als Querschnittifrage in allen Politi~feldem beachtet werden. Alle europäischen
Politiken sollen - so die Absichtserklärung - zukünftig nicht nur auf ihre Um-
weltwirkungen, sondern auch auf ihre Geschlechterwirkungen (Geschlechterver-
träglichkeitsprüfung) hin evaluiert werden.

Nichtsdestotrotz bleibt festzuhalten, daß eine rechtlich gültige Definition des
GM weder auf europäischer noch auf nationaler Ebene bislang vorliegt, sondern
die meisten Dokumente und Rechtsquellen setzen die rechtliche Geltung irgend-
wie voraus (Mückenberger 2000, 7). Im Klartext: GM ist bisher kein verbindli~
ches Gesetz und damit auch nicht rechtlich einklagbar. Und es gibt keinerlei Sank-
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tionsmechanismen, wenn Behörden oder Verwaltungen die neue Handlungsori-
entierung nicht anlegen. Wie Mückenberger - ein Beftirworter des neuen Kon-
zeptes - meint, hätten eine Reihe von deutschen Bundesländern und auch die
Bundesregierung durch Verankenmg des Prinzips der Gleichstellung von Frauen
und M;innern in ihren Gesch;iftsordnungen zu einer »Verdichtung der rechtlichen
Verbindlichkeit des »gender mainstreaming«-Grundsatzes beigetragen« (Mücken-
berger 2000,8). Es f:1lltallerdings auf, daß GM in der europäischen und deutschen
Politik in der Regel doch wieder nur mit »Förderung des Ziels der Chancen-
gleichheit« übersetzt wird. Was nun der qualitative Unterschied zu vorherigen
Ansätzen der Chancengleichheitspolitik sein soll, das ist außerordentlich schwer
auszumachen. Eine Kommentatorin des deutschen Frauenrates meinte nach ei-
nem Gespräch mit sechs Staatssekretärinnen im Herbst 1999, diese könnten die
wirklichen Unterschiede zu den vorher verfolgten Konzepten der Förderung der
Chancengleichheit auch nicht sehen.

Heute sind wir also mit der Tatsache konfrontiert, daß das GM, das neben den
EU-Behörden inzwischen auch von allen EU-Regierungen, sozialdemokratischen
Parteien und einigen Gewerkschaften (z.B. der Ver.di) als Schlüsselbegriff der
Gleichstellungspolitik im 21.Jahrhundert propagiert wird von Land zu Land und
von Behörde zur Behörde eine unterschiedliche Ausdeutung und Umsetzung er-
fihrt. Momentan jagen sich in den europäischen Ländern die Konferenzen, um
überhaupt erst einmal herauszufinden bzw. festzulegen, was denn die europäi-
schen Gremien mit diesem Begriff eigentliyh gemeint und gewollt haben könnten
und was man eigentlich selber will.

Wo liegen nun die Risiken der neuen Strategie?

Risiko 1: GM ist als Begri:.!l vage, als KampfParole wen(1! tauglich

Man verrät wohl kein Geheimnis, wenn man sagt: Aus österreichischer und deut-
scher Sicht stellt die Losung »Gender mainstreaming« nicht gerade eine besonders
geglückte Wortprägung dar. Der Aufbruch der Frauen hat zündendere Kampflo-
sungen hervorgebracht. »Gleicher Lohn für gleiche Arbeit«, »Mein Bauch gehört
mir«, »Her mit der Staatsknete«, last not least »Befreit die sozialistischen Eminen-
zen von ihren bürgerlichen Schwänzen« - das waren griffige Parolen. Hinter die-
sen Losungen konnten sich wütende Frauen sammeln, während GM die von ih-
rem Ursprung untrennbare administrativ-technokratische Perspektive auf die
Geschlechterfrage zum Ausdruck zu bringt. Abgesehen einmal davon, daß der
englische Begriff nicht eingängig zu übersetzen ist, klingt er auch noch verdammt
nach »malestreaming«, also Anpassung an die herrschende männliche Sicht der
Dinge. Und das kann ja wohl nicht gemeint sein?

Risiko 2: Unterschiedliche thematische Füllung des Politikansatzes

Faktisch verbergen sich hinter GM eine ganze Reihe von möglichen Orientie-
rungerl. Die weiteste Fassung ist sicher erstmals die, daß geschlechtersensiblcs Den-
ken nicht mehr nur in engen Ressorts gepflegt, sondern soll als Querschnittsaujgabe
von allen maßgeblichen Behörden und auch den Tarifparteien beachtet werden
soll. Das ist zunächst ein richtiger und wichtiger, allerdings kein neuer Gedanke:
Er ist seit Anfang der 80er Jahre Gemeingut der Frauenbewegung, bekommt jetzt
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aber sozusagen höhere amtliche Weihen. In manchen Dokumenten wird die GM-
Maxime in einem viel weiteren Sinne auch als Sensibilisienmgs- oder Trainingskon-
zept verstanden. In einer dritten Lesart geht es auch um eine »geschlechtergerechte
Verteilung« von Finanz- und FÖrdermitteln. Eine vierte will die aU.~\?ewogeneBetei-
ligung von Männern und Frauen an Entscheidungsprozessen darunter verstehen.
Aufgrund der allerorten anzutreffenden babylonischen Sprachverwirrung, ob GM
nun das Ziel selbst, ein Instrurnent oder nur eine Leitorientienmg sein soll, hielten
einige Abgeordnete des Europäischen Parlaments den »gender rnainstreaming«-
Begriff auch fUr »vage«, »unklar« und »unglücklich« (Frauen Europas Info 1997, 2 ;
EP 1997, Stellungnahme des institutionellen Ausschusses). Unklar vor allem des-
wegen, weil er so mißverstanden werden könnte, daß aufgrund des Einbezugs der
»Geschlechterdimension« in alle anderen Politikbereiche, die »Frauenfrage« in der
Politik nun zurückgedrängt oder sogar ganz abgeschafft wird.

Risiko 3: »Gender is in -feminism is out«
In einer Stellungnahme des EP-Ausschusses fiir soziale Angelegenheiten wird auf
diese Gefahr des Unterlaufens der bisherigen Politik der Positiven Diskriminie-
rung und der systematischen Frauenforderung unter Verwendung des GM-Be-
griffs hingewiesen: »Das Mainstreaming- Prinzip daif a'1.fder anderen Seite aber nicht als
Rechrfi'rt(\?ungjur die Abschqffimg spezieller Gleichberechtigungsmq[.fnahmen benutzt wer-
den. Gender mainstreaming heißt keinesu1e,gs, dqß Fordenmgen nach Gleichberechtigung
mit dem Argument a~\?etan werden können, die Arbeit für Gleichberecht(\?U1Jg sei doch
bereits in allen anderCH Aktivitäten enthalten. Zusätzlich dazu. daß die Gleichberechtigung
als fester Bestandteil in alle politischen Maßnahmen eingebunden wird, brauchen wir den-
noch weiterhin spezielle Gleichberechtigtmgsmaßnahmen. GleichberecJlt(gul~\?mferate, -be-
a'1.firagte und Geldmittel. Nur so könnCH wir auch tatsächlich die Umsetzung des mainstre-
aming-Prinzips sichern« (EP 1997).

Die 1998 von Bundeskanzler Gerhard Schröder - damals war er noch Mini-
sterpräsident - verfugte Auflösung des niedersächsischen Frauen-Ministeriums mit
der eleganten Begründung, Frauenpolitik werde fortan von allen Ressorts der Lan-
desregierung mitbearbeitet, stellt insofern die klassische, aber frauenpolitisch höchst
gefihrliche Umsetzung des GM-Ansatzes dar. Frauenpolitikerinnen werden auf
allen Ebenen höllisch aufpassen müssen, daß sie sich mit dem GM-Konzept nicht
selber Rückschläge einhandeln. Sie werden aufpassen müssen, daß die Preisgabe
von Frauenstrukturen und Projekten, die einen ausdrücklichen Frauenforderbe-
zug haben, nicht der Nornulfall der Umsetzung der GM-Strategie wird (Frauen-
beauftragte 2000, S). Daß Schröder nicht allein auf die Idee gekornmen ist GM im
Sinne des Prinzips »schlanker Staat« umzudeuten und als vorwärtsweisende Fornl
der Verwaltungsrnodernisierung auszugeben, zeigen ähnliche Vorgänge auf EU-
Ebene. Bekanntlich wurde ja auch im Europäischen Parlament diskutiert, ob nicht
- da ja nun alle Gremien die GM-Politik verfolgen, der Parlamentsausschuß fiir
die Rechte der Frau - der in den beiden letzten Dekaden der eigentliche Motor
der europäischen Gleichstellungspolitik war - eigentlich überflüssig ist. Nur eine
knappe Mehrheit des EP war dafiir, den Ausschuß nicht sofort aufzulösen. Aller-
dings wurde er in seinem politischen Gewicht stark gemindert. Die Arbeit im EP-
Ausschuß fur die Rechte der Frau erfolgt nun sozusagen ehrenamtlich, sie wird
nicht mehr als vollwertige Ausschußarbeit gezählt.
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Risko 4: Der GM-Ansatz wird als Vehikelfür Einsparungen genutzt

Wir können also festhalten, die große GeLlhr des GM-Ansatzes liegt darin, daß er
als Vehikel genutzt wird, um im Zuge von Verwaltungsmodernisierung bisherige
Frauenstrukturen einzusparen. Der Ansatz kann natürlich auch dazu genutzt wer-
den, den lange geforderten Aufbau von spezifischen Frauenfordermaßnahmen ab-
zuweisen mit dem bequemen Argument, daß die reine Frauenfordenmg doch
eine veraltete, eine überholte Strategie sei.

Die von vielen Frauen gehegte Erwartung, daß mit dem GM-Ansatz auch eine
Umverteilung von Finanzmitteln zugunsten von Frauen einhergeht, erweist sich
demgegenüber als ein völlig ungesicherter Punkt (Risiko 5).Wenigstens zeigen
sich hier bei Durchsicht vieler Programme gravierende Mängel. So moniert bei-
spielsweise eine Mängelliste des EP-Ausschusses fur die Rechte der Frau - dieser
hatte die wichtigsten Zukunftsprogramme der EU evaluiert -, daß die Integration
von GM in die Finanzprogramme der EU nicht als gelungen angesehen werden
kann. Dies räumte selbst die Kommission in ihrern ersten Nachfolgebericht (1998)
ein. Hier wurde als paradoxe Nebenwirkung des GM angefUhrt, daß es als Vor-
wand fUr die Streichung spezifischer Haushaltslinien und von fLirdie Frauenforde-
rung vorgesehenen Rücklagen benutzt worden sei (Fortschrittsbericht 1998, 11).

Auf einer arbeitsmarktpolitischen Konferenz in Wien (1999) wurde von ähnli-
chen Erfahrungen berichtet. Diskutantinnen unterstrichen, daß es zwar eine star-
ke Rhetorik des GM in der österreichischen Arbeitsmarktpolitik gebe, diese aber
den EHekt hätte, daß arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, die sich mit frauenspe-
zifischen Problemlagen beschäftigen nur noch schwer zu begründen und deswe-
gen tendenziell gefährdet seien.

Wir können also bilanzieren: GM kann gegen hart erkämpfte Förderkonzep-
tionen ausgespielt werden (Risiko 6), die Frauen als auf dem Arbeitsmarkt struk-
turellllenachteiligten neue Berufsfelder öffnen, sie qualifizieren und fordern wol-
len und daher bekanntlich eigenes Personal, eigene Räume, spezifische
Rahmenbedingungen und damit eigene Haushaltslinien benötigen.

Erfahrungen mit der Umsetzung von GM in der europäischen
Beschäftigungspolitik

Es liegt auf der Hand, daß GM in der Arbeitsmarktpolitik nur ftmktionieren kann,
wenn das Konzept in eine schlüssige wohlfahrtsstaatliche Gesamtstrategie einge-
baut ist und nicht durch andere, es überlagernde und dominierende neoliberale,
Politikansätze konterkariert und ausgehebelt wird. Genau dies scheint aber derzeit
der Fall zu sein. Wie die englischen Arbeitsmarktpolitikerinnen JiII Rubery/Col-
lette Fagan in ihrer Studie über »Chancengleichheit und Beschäftigung in der
Europ;iischen Union« (Rubery/Fagan 199R) herausgearbeitet haben, haben die
europäischen Beschäftigungsleitlinien für die Frauenerwerbsarbeit weithin kon-
traproduktive Wirkungen, obwohl sie die f;örderung der Chancengleichheit und
das GM-Prinzip an vielen Punkten ganz ausdrücklich ansprechen.

Denn die Luxemburger Beschlüsse zur europäischen Koordinierung der Be-
schäftigungspolitiken von 1997 seien auf ihre geschlechtsspezifischen Wirkungen
hin nicht wirklich zu Ende gedacht. Faktisch orientiere sich die gemeinschaftliche
Arbeitsrnarktpolitik weiterhin am Denkmodell des männlichen Nonnalarbeitneh-
mers, mit dem Ergebnis, daß sie die Geschlechterspaltung am Arbeitsmarkt eher
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vertiefe statt sie abzumildern (Rubery IFagan 1998, 113). Zugespitzt: Es reicht
einEteh nicht aus, einen GM-Ansatz zu proklamieren, wenn die gleichzeitig for-
cierten Politiken der Privatisierung des Öffentlichen Dienstes, der Flexibilisierung
und Deregulierung der Arbeitsverhältnisse, die EinfUhrung von Niedriglohnsek-
toren und der Dezentralisierung von Tarifvcrhandlungen der Förderung der gleich-
berechtigten Erwerbsarbeit der Frauen abträglich sind. Jede dieser nun europaweit
umgesetzten neoliberalen Wirtschaftsstrategien gehe voll zu Lasten des weiblichen
Geschlechts und kann durch ein noch so gutes GM auch nicht ansatzweise aufge-
fangen und kompensiert werden.

So werden z.B. in den europäischen Besch;iftigungslcitlinien die Ambivalenzen
der Teilzeitarbeit fUr Frauen nicht sozialpolitisch durchdacht. Von der raschen
Expansion der Teilzeitbeschäftigung werden besonders hohe Beschäftigungsefick-
te erwartet. Während die Ausweitung der Teilzeitarbeit trotz fehlender sozial-
rechtlicher Absicherung in vielen europäischen Ländern uneingeschränkt als ak-
zeptable Form der Arbeitsumverteilung angesehen werde, werden kollektive
Arbeitszeitverkürzungen im Vollzeitbereich hingegen strikt abgelehnt. Zu Ende
gedacht heißt das, die Arbeitsumverteilung unter Frauen ist beabsichtigt, nicht
jedoch eine zwischen Frauen und Männern und schon gar nicht die zwischen
bezahlter und unbezahlter Arbeit. Als Folgewirkung dieses neoliberalen Flexibili-
sierungsansatzes ist eine europaweite Explosion ungeschützter Beschäftigungsver-
hältnisse zu beobachten.

Gdährdungen fiir ein tragendes wohlfahrtsstaatliches Konzept der Geschlech-
terdemokratie entspringen aber auch aus entfernteren Politikbereichen wie der
Wähnmgspolitik. Als kontraproduktiv fur die Geschlechtergleichstellung sind ins-
besondere die von den Regierungen eingegangenen Verpflichtungen der Wäh-
rungsunion und des Stabilitäts- und Wachsturnspaktes von 1998 anzusehen. Im
Klartext: mit diesen währungspolitischen Beschlüssen wurden zusätzliche Hinder-
nisse fiir eine Politik der Gleichstellung im Erwerbs- und Familienbereich aufge-
richtet, weil die nationalen Finanzhaushalte auch in der Zukunft weiterhin in ein
enges währungspolitisches Korsett eingezwängt sind. In den letzten Jahren war in
allen EU-Ländern zu beobachten, daß die Maastrichter Konvergenzkriterien dazu
herhalten mußten, disziplinierende Sparpolitiken durchzusetzen. Der nun schon
zehn Jahre anhaltende Druck auf die Länder ihre Staatsverschuldung zurückzu-
fUhren, hat vorzugsweise zu Einspanmgen bei den Sozialausgaben und zur Priva-
tisierung öffentlicher Betriebe mit zum Teil verheerenden Beschäftigungseinbrü-
chen gefUhrt. Frauen in allen Ländern - und das gilt verschärft auch für die
osteuropäischen Beitrittsländer, die an den gleichen Konvergenzkriterien gemes-
sen werden - sind von diesen Maßnahmen in doppelter Hinsicht betroffen, weil
die Quantität und Qualität ihrer Arbeitsplätze verschlechtert werden, und weil es
starke Einsparungen bei all jenen öffentlichen Dienstleistungen gibt, die zur Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie unerläßlich sind.

Für Deutschland wie fUr Schweden läßt sich belegen, daß in den 90er Jahren
rund 600.000 Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst abgebaut wurden. Vor diesem
Hintergrund stellt sich m. E. die Schlüsselfrage: Ist das GM-Konzept geeignet, auf
die zentralen Interessensverletzungen, in denen sich die Diskriminierung von Frauen
im Erwerbsleben heute manifestiert die richtigen und wirksamen Antworten zu
geben? Oder lenkt sie unsere Aufinerksamkeit ab aufNebenschauplätze der Frau-
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entorderpolitik, die ftir einige wenige gut qualifizierte Frauen vielleicht Vorteile
beim beruflichen Auf~tieg bringen, aber keine Kraft mehr [ur den Kampf gegen
die handfesten Verschlechterungen bei den vielen Frauen übrig lassen?

Werfen wir dazu einen kurzen Blick zurück auf die deutsche Situation: Politik
und Gewerkschaften haben in den 90em große Hoffnungen auf Konzepte der
betrieblichen Frauenforderung gesetzt, vielfiltige Betriebsvereinbanmgen und (nur)
wenige Tarifverträge wurden ausgehandelt. Heute wissen wir, daß diese Ansätze
meistens zu kurz griffen und f:1ktisch nur gewisse Vergünstigungen ftir sehr kleine
Gruppen von qualifizierten Frauen erbracht haben. So wie betriebliche Frauen-
fOrderung bisher konzipiert und realisiert wurde, ist sie zumeist zu einem Instru-
ment untemehmerischer Imagepflege verkommen. Wenn überhaupt, wurde Frau-
enforderung primär von expandierenden Großuntemehmen praktiziert. In den
zahlreichen mittelständischen Betrieben des Dienstleistungsgewerbes, in denen der
Anteil der an- und ungelernten Frauen sehr hoch ist und in den von Strukturkrisen
betroffenen »Frauenbranchen«, in denen Frauen besonders benachteiligt werden,
sind betriebliche Fördermaßnahmen bekanntlich absolute Mangelware geblieben.
Die vielen Rationalisierungsverliererinnen wurden durch FrauenfOrdermaßnah-
ruen nicht erreicht. Die Bilanz wird nicht besser, wenn man die Regelungsberei-
che betrieblicher Frauenforderung betrachtet.

Als eindeutiger Schwerpunkt haben sich in den vergangenen Jahren Regelun-
gen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie zur Teilzeit, herausgebildet.
Von Gewerkschafterinnen wurde deswegen die Verengung der bisher konzipier-
ten Programme auf familienpolitische Förderung kritisiert. Demgegenüber sind
die eklatanten Dimensionen der Verletzung von Frauenrechten wie z.B. Lohndis-
kriminienmg, die zu kleine Zahl von qualifizierten Ausbildungsberufen, gesund-
heitlich belastende Arbeitsbedingungen, f:1milienfeindliche Arbeitszeitlagen (z.B.
Wochenendarbeit, Überstunden der Verkäuferinnen) von betrieblichen Förder-
maßnahmen bisher weitgehend ausgespart geblieben. Sie sind ausgespart geblie-
ben, weil sie an die Kemstrukturen der Frauenunterdrückung im Kapitalismus
rühren.

Welche Schlußfolgerunge können wir ziehen?

Das nun über Jahrzehnte gegebene Beharrungsvemlögen geschlechtsgebundener
Arbeitsmarktspaltungen kann nur sehr begrenzt mit den Mitteln der Konsensge-
spräche, der Überredung und Sensibilisierung der Verwaltungen I Betriebsleitun-
gen aufgebrochen werden, wie sie nun aber auch die GM-Strategie erneut wieder
vorschlägt. Damit soll nicht abgestritten werden, das in neuen Managementkon-
zepten auf neue Spielräume organisatorischer und personaler Gestaltung hinge-
wiesen wird. Die neuen Optionen werden m. E. jedoch grandios überzeichnet.
Sie ignorieren gerade jene tief verankerten sozialen und kulturellen Regulierungs-
muster, die in Betrieb und Gesellschaft zur geschlechtsungleichen Verteilung von
Entscheidungs-, Weisungs- und Kontrollbdilgnissen fiihren. Bei Licht gesehen
suggeriert der GM-Ansatz, die jahrzehntelangen Bemühungen zur Geschlechter-
gleichstellung seien fehlgelaufen, weil frau nicht die richtigen Argumente gefun-
den habe.

Heute versucht man mehr Akzeptanz fiir das Thema dadurch zu gewinnen,
daß eine neue Markt- und Wettbewerbsrhetorik in die gesellschaftspolitische Aus-
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einamiersetzung eingeführt wird. Frühere sozialistische Begründungen für die
Gleichstellung der Geschlechter, die auf soziales Unrecht und Gesetzesverletzun-
gen verwiesen, werden wie heiße Kartoffeln üllengelassen. Statt dessen versuchen
die GM-Protagonisten den Unternehmen und Behörden die Gleichbehandlung
mit eben den betrieblichen Vorteilen, die »Managing Diversity« in die Debatte
eingebracht hat schmackhaft zu machen: nämlich mit Kosten-, Kreativitäts- ,
Marketing- und Flexibilitätsvorteilcn (Krell 2000, Tondorf 2001; Niedersächsi-
sches Ministerium 2000). Wenn dieses Reorganisationskonzept für jedermann so
vorteilhaft ist, so müßte doch gefragt werden, wieso trotz des behaupteten ökono-
mischen Nutzens bisher keine ins Auge fallenden Umschichtungen von Männer
zugunsten von Frauenarbeit zu verzeichnen sind? Beruht die seit Jahrzehnten zu
beklagende strukturelle Benachteiligung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt auf
Fehlern betriebswirtschaftlichen Rechnens?

Ganz ofiensichtlich greift eine solche auf »rationalen« betriebswirtschaftlichen
Kostenkategorien basierende Effizienzhypothese zu kurz, um die Ökonomie der
geschlechtlichen Diskriminierung zu erfassen. Als strikt technokratischer Ansatz
legt sie eine dem Marktmechanismus folgende Logik nahe, in der Fragen der Macht
und der Herrschaft im Betrieb, der sozialen Interessengegensätze, der patriarcha-
lcn Machtasymmetrien und Verteilungsungerechtigkeiten zwischen den Geschlech-
tern ausgeblendet werden (Regenhard 1997, 42). Es wird vielmehr unterstellt,
mit Aufklärung, Sensibilisierung und Training der Personalleitungen ließen sich
die Probleme schon managen. Ganz ausdrücklich wird den Betrieben auch freige-
stellt, für welche Maßnahmen aus dem breiten Fächer der GM-Förderpolitik sie
sich entscheiden. Zu befiirchten ist, daß sie sich die Felder herauspicken, die fur
die Imagepflege dienlich sind.

Weil die langandauernden Diskrirninierungen der Frauen tief in marktlichen
Strukturen, in ökonomischen Verwertungskalküls und männlichen Macht- und
Segregationsinteressen verankert sind brauchen wir andere, stärkere Herangehens-
weisen als ein unverbindliches Gender Mainstreaming. Wir brauchen gesetzlich
verankerte starke Regelungen in Fornl von strikten Quoten, die den Betrieben
genaue Zielvorgaben setzen und auch Sanktionsandrohungen enthalten. Der GM-
Ansatz enthält solche eindeutigen Festlegungen und Auflagen nicht, sondern schiebt
alle diese Fragen den Frauen an der Basis in den Betrieben und Verwaltungen zu,
die nun sehen müssen wie sie mit diesem Handlungsansatz zu recht kommen.
Damit zieht sich der Sozialstaat üktisch aus der Verantwortung. Vor diesem Hin-
tergrund darauf zu vertrauen, daß sich die Dinge schon in die richtige Richtung
bewegen, weil doch alle inzwischen GM auf die Agenda gesetzt haben, verwischt
m. E. die Fronten und schürt trügerische IJIusionen.
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